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Deutſcher Reichstag.
24. Plenarſitzung vom 10. Mai

(Originalbericht der Halliſchen Zeitung.)
Präſident v. Levetzow eröffnete die Sitzung gegen 12 Uhr

mit geſchäftlichen Mittheilungen. Erſter Gegenſtand der Tages
irdnung iſt die erſte und event. zweite Berathung des Geſetz
entwurfs betr. die zur Erforſchung der Cholera nach Egypten
und Oſtindien entſandte wiſſenſchaftliche Kommiſſion.

Der Geſetzentwurf lautet: „Zur Verleihung von Belohnungen
an die Mitglieder der wiſſenſchaftlichen Kommiſſion, welche im
Jahre 1883 behufs Erforſchung der Cholera nach Egypten und
ZJſündien entſendet worden iſt, wird dem Kaiſer eine Summe
von 135 zur Verfügung geſtellt. Der Reichskanzler
wird ermächtigt, dieſen Betrag aus den bereiteſten Mitteln des
Reichshaushalts zu entnehmen und als außeretatsmäßige Mehr
ausgabe zu verrechnen.“

Eine Generaldiskuſſion wurde nicht beliebt und der Geſetz
entwurf darauf auch in zweiter Leſung ohne jede Debatte an
genommen.Das Haus ſetzt darauf die zweite Leſung des Geſetzentwurfs,
betr. die Verlängerung der Gültigkeitsdauer des
Sozialiſtengeſetzes fort. Es wurde zunächſt ein Antrag
der Abg. Haſenclever und Genoſſen zur Debatte geſtellt: Den
41 des Sozialiſtengeſetzes aufzuheben. Zur Begründung
des Antrages bemerkte

Abg. Geiſer: Wir hätten den Antrag nicht eingebracht,
wenn wir nicht durch den Schluß der geſtrigen Diskuſſion ver
hindert wären, uns gegen manche Angriffe zu wehren. Es hat
uns ein Gefühl der Behaglichkeit beſchlichen, daß geſtern endlich
eine authentiſche Aufklärung darüber verſchafft iſt, daß das Geſetz
ſich nicht im Weſentlichen gegen uns richtet, ſondern zu anderen
politiſchen Zwecken dient. Ferner hat uns ein von dem Herrn
Reichskanzler proklamirter Gedanke, nämlich das Recht der
Arbeit, ſehr ſympathiſch berührt. Jch habe vor zwei Jahren
einen ähnlichen Antrag eingebracht, ohne die nöthige Unter
ſtüzung zu finden; wir werden nun beantragen, den Herrn
Reichskanzler um eine Vorlage zu erſuchen, in welcher der geſtern
als unabweisbar von ihm proklamirte Gedanke des Rechts auf
Arbeit praktiſch verwirklicht wird. Wir ſind verſchiedentlich für
den Jnhalt des Züricher „Sozialdemokraten“ verantwortlich
gemacht worden. Dagegen haben wir ausdrücklich in einer Er
Uärung proteſtirt; und gerade die hier aus dieſem Blatte vor
geleſenen Artikel ſind diejenigen, für die wir nicht eintreten.
Insbeſondere erkläre ich namens meiner Fraktion, daß der be
kannte Meineidsartikel unſere völlige nei alligmng gefunden hat.
Da wir in Deutſchland kein Organ zur Verfügung haben,
müſſen wir natürlich ein ausländiſches benutzen. Auch für das
Vebel'ſche Buch hat die Partei niemals die Verantwortung
übernommen. Man wirft uns ferner vor, unſere Umſturzzwecke
dokumentirten ſich darin, daß wir mit dem Gegner nicht dis
kutiren wollen. Das iſt nicht wahr, wir haben uns ſtets zum
Diskutiren bereit erklärt, aber man hat uns das Wort verboten.
Laſſalle hat bereits auseinandergeſetzt, was wir unter Revolution
verſtehen wir wollen natürlich eine Umwälzung zunächſt in der
werden der Menſchen. Die blutigere Revolution, welche
man fälſchlich als Revolution bezeichnet, nimmt immer erſt
ihren Anfang, wenn die Umwälzung in den Geiſtern bereitsibgeſchloſſen iſt, und zwar wird ſie erſt hervorgerufen durch den

Widerſtand derjenigen, welche ſich mit dieſer abgeſchloſſenen
Entwickelung nicht abfinden wollen. Redner geht des Näheren
auf die Ausführung dieſes Gedankens ein und wird dabei vom
Präſidenten wiederholt zur Sache gerufen. Er ſchließt ſodann:
Lollen Sie uns die Möglichkeit geben, die falſchen Behauptungen
über unſere Zwecke und Ziele zu widerlegen dann müſſen Sie
das Geſetz aufheben.

Abg. Dr. Windthorſt: Jch möchte mich doch gegen die
Auffaſſung wenden, welche der Herr Vorredner von dem Rechte
des Einzelnen auf Arbeit hat und wenn der Herr Abgeordnete
ſich bei ſeinen Ausführungen über dieſen Punkt auf einen Paſſus
in der geſtrigen Rede des Herrn Reichskanzlers bezogen hat, ſo
muß ich doch darauf aufmerkſam machen, daß ich zwar die Trag
weite der betreffenden Aeußerung des Herrn Reichskanzlers nicht
zur Genüge überſehen kann, daß aber der Reichskanzler doch
lediglich auf eine Beſtimmung des Preußiſchen Landrechts Bezug
nahm. Jm Uebrigen bedeutet der Antrag Haſenclever, über den
ich mich nicht weiter äußern will, in Wahrheit nichts Anderes,
als die Aufhebung des Socialiſtengeſetzes. (Sehr richtig! bei den
Socialdemokraten.)

Abg. Geiſer zog darauf den von den ſocialdemokratiſchen
Abgeordneten auf Aufhebung des s 1 des Socialiſtengeſetzes ge-
ſtellten Antrag zurück.

Darauf wurde die gemeinſame Diskuſſion über die (von dem
Serſammlungsrechte handelnden) 88 9, 10, 17 und 18, reſp. über
a n Aenſelben vorliegenden Anträge des Abg. Windthorſt
öffnet.

Abg. Dr. Windthorſt: Jch beklage, daß die verbündeten
Regierungen und die konſervativen Parteien auf meine Bemühungen
o wenig Rückſicht genommen haben. Die geſtrigen Erklärungen
des Herrn Miniſter v. Puttkamer und des Herrn Reichskanzlers
wWben mich ſehr betrübt, weil ſie nach meinem Dafürhalten die
Dnge auf eine Spitze ſtellen, die nicht nöthig geweſen wäre. Jch
bin überzeugt, daß der von mir bezeichnete Weg auch für die
verbündeten Regierungen praktikabel iſt, und es iſt durchaus falſch,
wenn behauptet wurde, daß meine Anträge lediglich eine taktiſche
Sedeutun hätten. Dieſelben gehen von dem Grundſatze aus,
daß das Sozialiſtengeſetz eine dauernde Inſtitution des Reiches
ucht werden darf, und ſollen doch dazu dienen, für eine be
ſümmte t das, was durch das Geſetz geſchaffen iſt, in ge
wiſſem Maße zu konſerviren, um nicht durch die Plötzlichkeit des

berganges von einem Zuſtand in den anderen Gefahren her
debuführen, die denkbar ſind, und die durch den Erlaß des Ge
Kwes, den ich nach wie vor beklage, geſchaffen worden ſind.
Dieſe Tendenz iſt eine für alle Theile wohlwollende, vermittelnde,
ind kann nur von denjenigen zurückgewieſen werden, die in der
n das Sozialiſtengeſetz als eine dauernde Jnſtitution aufrecht
halten wollen. (Widerſpruch rechts.) Die Herren ſagen Nein!
u haben mir aber in keiner Weiſe dargelegt, wann denn end
t das Geſetz W werden könnte. Das iſt es a gerade,
rege man das Geſetz auf vollkommen unbeſtimmte Zeit auf
v t erhalten will; das iſt eben etwas dauerndes, um ſo mehr,
en die Herren nicht etwa die utopiſche Anſchauung haben, daß

e Peen der Sozialdemokratie in fünf Jahren beſiegt werden.
r das glaubt, der kennt die Bewegung nicht, und wird ſich
M bitter täuſchen. Der Herr Reichskanzler iſt hier, wie immer
wer Er hat bei der erſten Sng geſagt, das Geſetz ſei an
nd für ſich ein dauerndes, und die ebeſtinmung darin habe

die Bedeutung, daß der Reichstag kontrolliren könne,
ie Beſtimmungen des Geſetzes richtig angewendet wür

Geſtern hat der verehrte Herr Reichskanzler geſagt:
e Zeitpunkt der Aufhebung kann dann einkreten,
ehe ozialreformatoriſche Geſetzgebung beendigt iſt. Das
Es indeß nicht weſentlich im Widerſpruch mit der erſteren
n ſageng denn einmal iſt es ſehr ſchwer annähernd
ne wann die ſozialiſtiſche Reform ſein wird, und

r mache ich Sie auf die bedeutungsvolle Rede des Herrn
erer aufmerkſam, der beſonders aus Frankreich nachgewieſen

h durch die Sozialreform, welche wir erſtreben, die

mich deshalb, daß man überhaupt dazu gekommen iſt, die Ver
längerung des Geſetzes nur auf zwei Jahre zu beantragen.
Meiner Anſicht nach liegt darin eine, wenn auch unbeabſichtigte
ſtarke Täuſchung. Das Enſemble meiner Anträge bezweckt, zu
bekunden, daß ich mit dieſer Tendenz nicht einverſtanden ſein
kann. Wenn die Regierung geſagt hätte. Nach zwei Jahren
hört das Geſetz nnfehlbar auf, ſo würde die Sache viel
ſein, aber ich glaube nicht, daß die eine ſolche Er
klärung abgeben kann. Wenn ich das Sozialiſtengeſetz auf die
Dauer nicht haben will, dann muß ich allerdings unterſuchen,
wie man denn ſonſt die ſozialiſtiſchen Tendenzen bekämpfen ſoll;
ich meine, daß dies geſchehen muß auf dem Boden des gemeinen
Rechts und mehr durch die Repreſſion, als durch die Prävention
der Polizei. Das Sozialiſtengeſetz hat klar und beſtimmt die
verfaſſungsmäßige Freiheit und das verfaſſungmäßige Recht zuUngunſten einer veſtimmten Klaſſe von Staatsbürgern aufge
hoben, und das iſt ein Beginnen, welches ich meinestheils nicht
billigen kann, und welches auch meine ſämmtlichen Fraktions-
genoſſen nicht billigen, indem ſie meinen Anträgen einhellig zu
ſtimmen. Daß in Bezug auf die Abſtimmung über hier
Rein gegenüber der Regierungsvorlage eine Meinungs verſchieden
heit beſteht, iſt ja bekannt, man kann recht wohl nach Maßgabe
der Gegenden, aus welchen man ſtammt, der Verhältniſſe, unter
denen man lebt, zu einem verſchiedenen Reſultat kommen, und
beſonders diejenigen, welche nicht die Bitterkeit der Ausnahme-
geſetze, unter denen die Katholiken in Preußen leben, gekoſtet
haben, können gar leicht zu anderen Anſchauungen gelangen.
Wir haben in Anerkennung dieſer Verhältniſſe Niemanden ge-
bunden, Jeder kann ſtimmen nach ſeiner Ueberzeugung und dashebt die Finigkeit unter uns in keiner Weiſe auf. Diejenigen,
welche allerlei Schlüſſe hieraus ziehen, werden ſich gewaltig
irren. Die Grundanſchauung über alle r iſt bei uns
völlig identiſch und die Vertheidigung der religiöſen und kirch-
lichen Jntereſſen, die leider uns faſt allein überlaſſen iſt, wird
uns leicht über derartige Differenzen hinwegſetzen. Seitens
der Regierung iſt geſtern behauptet worden, daß meine Anträge
dem Geſetze ſeine Schärfe benehmen; das ſteht in ſtarkem Gegen
ſatz zu anderen Stimmen hier im Hauſe und in der Preſſe, welche
dieſe Anträge als abſolut bedeutungslos bezeichnen. Die
heit liegt auch hier in der Mitte. Der Herr Reichskanzler hat
geſtern mir gegenüber beſtritten, daß der ruſſiſche Nihilismus
mit dem Sozialismus etwas zu thun habe. Wenn er das nach ſeinen
eigenen Wahrnehmungen und den Berichten ſeiner Diplomaten be
hauptet, ſo muß ich ſagen, daß ſeine Wahrnehmungen unrichtig ſind,
und ſeine Diplomatie ſehr kurzſichtig iſt. Leider iſt auch in Ruß-
land die ſozialiſtiſche Bewegung eine ſehr ſtarke, umſomehr, weil
dort die Eigenthumsverhältniſſe einen ſehr kommuniſtiſchen An
flug haben. Das von mir vorgeſchlagene Uebergangsſtadium
wird für alle Theile nützlich ſein, für uns, um die Sozialreformen
möglichſt d fördern, und für die Sozialdemokraten, um nach
zuweiſen, daß ſie in der That mit den Anarchiſten nichts gemein
haben. Ich bitte deshalb dringend, meine Anträge anzunehmen,
namentlich auch denjenigen, der zunächſt zur Debatte ſteht. und
der die Beſtimmung des Sozialiſtengeſetzes aufhebt, wonach Ver
ſammlungen ſchon verboten werden können, wenn durch That
ſachen die Annahme gerechtfertigt iſt, daß ſie zur Förderung
ſozialdemokratiſcher Beſtrebungen beſtimmt ſind. Wenn nun die

egierung bei ihrer ablehnenden Haltung verharreu zu müſſen
glaubt und uns bereits die Auflöſung in Ausſicht ſtellt, ſo muß
ich meinestheils geſtehen, daß dies ein ungewöhnliches Beginnen
iſt. Einen ſolchen Druck auf die freie Entſchließung der Parla
mente finde ich nicht in der Ordnung. Jch ſtelle den Herren
anheim, ob ſie ſich bei der Auflöſungstendenz, die hier vorzu
liegen ſcheint, nicht doch verrechnen. Das deutſche Volk iſt nie
mals empfindlicher, als dann, wenn es glaubt, man wolle ihm
Gewalt anthun. Jch werde jedenfalls nicht unterlaſſen, bei den
Wahlen darzulegen: Wir haben den ernſten Verſuch gemacht, der
Regierung die Mittel zu laſſen, die nöthig ſind, und wenn ſie
jetzt aufgelöſt hat, und wenn etwas geſchieht, was nicht in der
Ordnung iſt, ſo haben nicht wir, die dieſen Vermittlungsverſuch
machten, es zu tragen, ſondern die, welche ſchroff auf dem Schein
beſtehen, den ſie in Händen zu haben glauben. Jch wünſche,
daß es niemals bereut werden möge, wenn man des Sozialiſten
geſetzes wegen einen Wahlkampf mit dem allgemeinen Wahlrecht
führt, denn in dieſem Wahlkampf wird die ganze deutſche Arbeiter
bevölkerung auf die Beine gebracht werden, und das iſt etwas,
was ich nicht wünſche. Laſſen Sie nicht die Arbeiter in einer
großen Schlacht uns anderen gegenüber ſtehen, es möchte das
eine Gemeinſchaft herbeiführen, der wir nicht gewachſen ſind.
Jch warne vor dieſem Wege, ich weiß wohl, daß ich wahrſchein
lich vor tauben Ohren predige, indeß ich bin verpflichtet zu ſagen
was ich denke, und waſche meine Hände in Unſchuld, wenn es
anders kommt. (Beifall im Zentrum.)

Abg. Frhr. v. Minnigerode: Jn Bezug auf die letzten
Ausführungen des Herrn Vorredners will ich hier nur erklären,
daß das deutſche Volk zunächſt Schutz gegen die ſozialdemokratiſche
Bewegung, gegen die Anarchie verlangt. (Sehr richtig! rechts.)
Jch will im Uebrigen auf Einzelheiten nicht eingehen, ſondern
nur betonen, daß unſere ablehnende Haltung gegen das Amen-
dement Windthorſt zu 89 maßgebend für unſer Verhalten zu irgend
welcher Aenderung des Geſetzes iſt, denn wir halten es hier mit dem
„principiis obsta!“ Es handelt r darum, ob Verſammlungen nur
auf Grund von Thatſachen, welche gemeingefährliche ſozialdemokra
tiſche Beſtrebungen dokumentiren oder auch auf die Vermuthung
aufgelöſt werden dürfen, daß ſolche Beſtrebungen zum Ausdru
gelangen werden. Daß eine Beſtimmung, welche nach der letzteren
Richtung geht, ſich nicht auf dem Boden des gemeinen Rechtes
bewegt, gebe ich ja natürlich zu, allein ich halte das Verbot
einer Verſammlung, in der es nach den Antezedentien der Ein-
berufer und der vorausſichtlichen Redner zur Bethätigung von
ſozialdemokratiſchen kommen würde, für nothwendig, um den Be
theiligten die Möglichkeit einer Vereinbarung überhaupt unmög-
lich zu machen; außerdem iſt das Verbot einer Verſammlungjedenfalls von weit größerer Wirkung auf den unbefangenen Ar-
beiter, und die durch die Auflöſung einer Vecſammlung hervor-

erufene Aufregung iſt jedenfalls größer, als die mit einer Ver
inderung der Verſammlung überhaupt verknüpfte; man muß

eben durch Präventivmaßregeln dem Uebel ſteuern. Jm Uebrigen
erkläre ich, daß wir eine dauernde Jnſtitution aus dem So-
zialiſtengeſetze nicht machen wollen, wie es der Abg. Windthorſt
darſtellen möchte, und bitte, auf dem Boden der Regierungsvor-
lage ſtehen zu bleiben. (Bravo! rechts.)

Darauf wird die Diskuſſion geſchloſſen und werden in
eventueller Abſtimmung die S 9, 10, 17 und 18 in der von dem
Abg. Windthorſt amendirten Faſſung gegen die Stimmen derRechten und der Nationalliberalen angenommen.

Es wurde darauf die Diskuſſion über die Anträge zu S 11,
13 und 24 (Druchkſchriften) eröffnet.

Abg. Dr. Windthorſt: Meine Anträge zu dieſen Para-
graphen ſind ein Ausfluß derſelben allgemeinen Gründe, die ich
vorher auszuführen mir erlaubt habe. Werden dieſelben ange
nommen, ſo iſt die Polizei in keiner Weiſe gehindert, Druckſchriften
zu unterdrücken, wenn ſie ſonſtigen Vorausſetzungen der Geſetze,
welche dieſe Frage allgemein regeln, vorliegen. Auf dieſe Weiſe
nähern ſich meine Anträge auch in dieſem Punkte dem gemeinen

echt.
Abg. v. Köller: Jch halte gerade eine Milderung in den

Beſtimmungen für die Druckſchriften für gefährlich; und dieſevozialiſtiſche Bewegung noch nicht beſeitigt wird. Jch wundere Anträge für unannehmbar.

D7Halle, Sonntag, 11. Mai. Verantwortl. Redactenr: Profeſſor Dr. O. Gerhard.

Die Anträge des Abg. Windthorſt zu 8 11, 13, 24 wurden
mit der vorigen Majorität angenommen.
Die s 26 und 27 e die Beſtimmungen über die Zu
ſammenſetzung und die Befugniſſe der Beſchwerdekommiſſion,welche der Abg. Dr. Windt erſt unter Ausſchließung aller Ver
waltungsbeamten nur aus Mitgliedern der höchſten Gerichtshöfe
zuſammengeſetzt wiſſen will.

Nachdem der Antragſteller ſeinen dahingehenden Antrag kur
befürwortet und nachdem Abg. Dr. Hänel denſelben im Hinbli
auf die bisherige Praxis und die eventuell nothwendig werdende
Umarbeitung des ganzen Geſetzes bekämpft, deſſen Charakter mit
der Tendenz des Antrages kollidire, werden die Amendements
des Abg. Windthorſt zu S 26 und 27 gegen die Stimmen des
Zentrums abgelehnt.

Zu dem 8 28, welcher ſich mit den Beſtimmungen über den
kleinen Belagerungszuſtand beſchäftigt, hat Abg. Windthorſt einen
Antrag eingebracht, welcher die Verhängung des Belagerungs-
zuſtandes auf Berlin beſchränkt, während ein Antrag des Abge-
ordneten Pr. Braun die Ausweiſungsbefugniß überhaupt be-
ſeitigen will.Abg. Dr. Windthorſt: Jch möchte bitten, durch Annahme
meines Antrages die Härten des Geſetzes zu beſeitigen und ich
will hierbei nur auf die Empfindungen hinweiſen, von welchen
die Bewohner der Städte Leipzig, Hamburg, Altona erfüllt
werden müſſen, wenn ſie zahlreiche Familienväter von Frau und
Kind hinwegreißen und ausweiſen ſehen. Bedenken Sie, daß
ſtets die Märtyrer einer Jdee die erfolgreichſte Propaganda für
die betreffende Jdee gemacht und nehmen Sie meinen Antrag
an, der, wenn es ſich hier auch um manche Intereſſen perſön-
licher und materieller Natur handelt, doch nur eine Konſequenz
der Tendenz meiner übrigen Anträge iſt, welche bezwecken, all-
mälig wieder aus den e herauszukommen!
Abg. Dr. Braun zieht ſeinen Antrag zurück, behält ſich aber

eine Erörterung der in demſelben angeregten Frage im geeigneten

Moment vor. eAbg. v. Kleiſt-Retzow: Es liegt in dem 8 238 der Kern-
punkt des Geſetzes. Die Herzen der Arbeitermaſſen ſind von den
Führern angefüllt mit Anarchiegelüſten, mit dem Wunſch nach
gleicher Vertheilung der Güter. Da kann es leicht vorkommen,
daß einzelne Perſönlichkeiten, ſelbſt gegen den Willen der Führer,
weiter hinausgehen über das, was dieſe wollen. Die Mittel,
ſolche Perſönlichkeiten, welche den Zündſtoff zu einer Exploſion
darbieten, zu bekämpfen dürfen der Regierung nicht genommen
werden. ie Ausweiſung eines ſolchen Agitators hat ſchon
Wunder gewirkt. Wenn die Ausweiſung für die Familie des
Betreffenden auch ein trauriges Mißgeſchick iſt, ſo iſt dieſer doch
ſelbſt ſchuld daran. Ohne die Befugniß der Ausweiſung iſt das
ganze Geſetz ein Meſſer ohne Schneide.

Abg. Dr. Hänel: Gerade im 8 28 des Sozialiſtengeſetzes
tritt ſein Charakter als Ausnahmegeſetz klar zu Tage, wir werden
daher gegen dieſen s 28 im Ganzen ſtimmen, indem wir bei derGelamitapfunnn.ing über die Anträge Windthorſt dieſelben ab

lehnen. Gegenwärtig werden wir event. dem Antrage Windt-
horſt, die Ziffer 1 des 8 28 duſtm weil wir ihn
ür eine Verbeſſerung halten. Dagegen können wir uns mit der
eſchränkung des Belagerungszuſtandes auf Berlin nicht ein

verſtanden erklären, weil, was Berlin recht iſt, auch den anderen
Städten billig iſt. Wir wollen auf die Sicherheit des Staatsoberhauptes Rülkſicht nehmen; aber wir können nicht einſehen,

daß zu dieſer Rückſichtnahme der kleine Belagerungszuſtand ge
eignet wäre.

Abg. Frhr. Langwerth v. Simmern erklärt, daß er für
ſämmtliche Anträge Windthorſt aber auch im Falle ihrer An-
nahme gegen das ganze Geſetz ſtimmen werde.

Darauf wurde die Diskuſſion geſchloſſen. Die Anträge
Windthorſt zu s 28 wurden bis auf einen (die Ziffer 1 im Ab
ſatz 1 zu ſtreichen) abgelehnt. nVor der Geſammtabſtimmung über die Windthorſt'ſchen An

träge erklärte eAbg. Pr. Hänel: Diejenigen, welche Gegner des Ausnahme-
geſetzes als ſolche ſind ſind natürlich nicht im Stande, für
daſſelbe in der einen oder anderen Form zu ſtimmen. Wir werden
alſo gegen die Amendements des Abg. Windtyorſt im Ganzen
zu ſtimmen genöthigt ſein.

Der Präſident theilt nunmehr mit, daß nach einem Antrage
der Abgg. v. Seydewitz u. Gen. die Abſtimmung eine nament-
liche ſein werde.

Abg. Dr. Windthorſt (zur Geſchäftsordnung): Nachdem der
Abg. Hänel erklärt hat, daß er und ſeine Freunde gegen meine
Anträge ſtimmen werden will ich, um keine namentliche Ab-
ſtimmüng herbeizuführen, jetzt dieſelben zurückziehen.

Nunmehr hatte die Abſtimmung über die unveränderte Re
gierungsvorlage zu erfolgen. Vorher erklärte.

Abg. Dr. Reichensperger (Olpe): Jch für meine Perſon
habe mich trotz ſchwerer Bedenken entſchloſſen, für die Regierungs-
vorlage zu ſtimmen. Jch glaube, daß die Verhältniſſe noch
ſchlimmer werden, wenn das Geſetz nicht verlängert wird. Die
Verbreitung der Sozialdemokratie iſt eine Krankheit, die jetzt in
ganz Europa graſſirt. Auch in Oeſterreich hat ſich ein Sozialiſten
geſetz als nöthig herausgeſtellt. Für mich iſt die Verquickung
der Sozialdemokratie mit den anarchiſtiſchen Beſtrebungen außer
Zweifel. 1878 hat man noch zweifeln können, ob es ſich nicht
am bloße Theorieen handele; heute aber handelt es ſich um in
die Praxis überſetzte Revolution. Einige Sozialdemokraten
ſagen, ſt wollen die Revolution nicht, ſie hielten das Volk richt
reif dafür da darf man mir nicht verdenken, wenn ich das Volk
dazu nicht heranreifen laſſen möchte. Jch will die Frecheit für
loyale Beſtrebungen nicht aber für revolutionaire. Jch würde
es nicht verantworten können, auch nur einen Kreis unſeres
Vaterlandes gegen dieſe Bewegung ungeſchützt zu laſſen.Abg. Frhr. Zorn v. Bulach: Jm Namen der Minorität
der elſaß-lothringiſchen Reichstags- Abgeordneten habe ich die
Erklärung abzugeben, daß wir für die Vorlage ſtimmen werden;
wenn wir aber in dieſer Frage eine andere Stellung einnehmen,
wie unſere Kollegen, ſo bitten wir, die wir ja ſelber unter Aus
nahmezuſtänden leben, daraus keine Folgerungen auf unſere Hal-
tung zu Ausnahmegeſetzen überhaupt ziehen zu wollen, denn wir
ſtimmen, wenn auch mit einiger Ueberwindung, für das Geſetz,
weil wir demſelben eine ganz beſondere Bedeutung beilegen.

Darauf folgt die Abſtimmung, welche eine namentliche iſt;
das Reſultat derſelben iſt, daß die Regierungsvorlage mit
189 e 157 Stimmen angenommen wird.

it Ja (für die Regierungsvorlage) ſtimmten die Abgg.
Ackermann, Graf Adelmann, Graf von Arnim-Boitzeuburg,
gr. v. Aufſeß, Graf von Balleſtrem, Graf v. Behr, Beiſert,
v. Benda, von Bernuth, Dr. Blum, v. BockumDolffs, Frhr. von
Bodmann, Dr. Böttcher, Bolza, Boſtelmann, von Brand,
v. d. Brelie, v. Bühler, Büſing, r. Buhl, v. Buſſe, Prinz zu
Carolath, v. Colmar, Dr. Diendorfer, Dietze (Barby), Diebe
ſragt Graf v. Dönhoff-Friedrichſtein, Graf zu DohnagFincken
ſtein, Ebert, Eberty, Fährmann, Feuſtel, Flügge, Vr. v. Forcken
beck, Dr. Frege, i v. Freyberg, Freytag, Frieß, Fritzen, Frhr.v. Gagern, v. Gehren, Geiger, v. Gerlach, Gerwig, Frhr v. Giſe,
Dr. Gneiſt, Frhr. v. Göler, Götz von Olenhuſen, Dr. v. Goßler,
Grieninger, r. Grimm, Dr. Groß, Dr. Frhr. v. Gruben, Günther
Sachſen), Dr. Hammacher, Hammer, Frhr. von Hammerſtein,
Prinz Handjery, Vr Hartmann, Fürſt v. Hatzfeldt-Trachenberg,
r. Frhr. v. Hertling, Heydemann, Hobrecht, Graf v. Hoens-
broech, Erbprinz zu Hohenlohe, Graf v. Holſtein, Holtzmann,



r. Horwitz, Frhr. v. Huene, pnr W el, Graf v. Kageneck,
J. Kardorff, v. Keſſel, v. Keſſeler, v. leiſt-Retzow, Graf v. leiſt
Schmenzin, v. Klitzing, Kochhann (Landsberg), v. Köller,
r. Kolberg, Krämer, br. v. Kulmiz, Landmeſſer, Frhr. v. Lands
dergSteinfurt, Leuſchner (Eisleben), Leuſchner (Sachſen), Löwe,

ren, Lucius, von Lyskowski, Mahla, br. Maier (Hohen-
zollern), Frhr. v. MaltzahnGültz, Frhr. v. Manteuffel, Dr. Mar
quardſen, v. Maſſow, Meier (Bremen), Dr. Meyer ler rke

Minnigerode, Graf v. Moltke, Dr. Mommſen, Dr. Müller
Sangerhauſen), Graf NayhaußCormons, ograf zu Neipperg,
Irhr. v. Neurath, Niethammer, re v. Oheimb, v. d. Oſten,
Irhr. v. Ow, Panſe, Pr. Perrot, Pfähler, Frhr. v. Pfetten,

gen v. Pleß, Pogge,Pflüger, v. Pilgrim, l Graf v. Preyſin
Landshut), Graf v. Preyſing (Straubing), v. Puttkamer, Gra
v. Quädt; Herzog v. Ratibor, Baron v. Reden, Reich, Dr.
Reichensperger Krefeld), Dr Reichensperger (Olpe), Reindl, Rei
niger, Dr. Römer, Roſe, Saro, Graf von Saurmg-Jeltſch,v. Schirmeiſter, Dr. Schläger, Schlutow, Schmidt (Eichſtädt),
Graf v. Schönborn, v. Schöning, Dr. Schreiner, Schroeter
(Ober-Barnim), Schuck, Dr. v. Schwarze, Dr. v. Seydewitz, Frhr.
v. Soden, Prinz zu Solms-Braunfels, v. Sperber, Stgaelin,
Staudy, Stöcker, r. Graf zu StolbergStolberg,Strecker, Struve, Dr. Stübel, Taeglichsbeck, Dr. Thilenius, Dr.

v. Treitſchke, v. Uechtritz-Steinkirch, Uhden, Frhr. v. Ungern-Sternber Frhr. v. Unruhe-Bomſt, Frhr. v. Vec uel-Weſternach,

ſog ander, Warmuth, Dr. Weber, v. Wedell-Malchow,
ndel, Weſtphal, ör Witte, Wöſfel, Frhr. v. Wöllwarth,v

v. Wrisberg, Baron Zorn v. Bulach.
Mit Nein (gegen die Regierungsvorlage) ſtimmen:
die Abgg. Ahlhorn, Antoine, Baron v. Arnswaldt-Böhme,

Baron v. Arnswaldt-Hardenboſtel, Ausfeld, Dr. Bamberger,
Dr. Barth, Pr. Baumbach, Bebel, Bender, Graf v. Bennigſen
Banteln, Birkenmayer, Blos, Dr. Bock, v. Bönninghauſen,Borowsti, Dr. Braun, Dr. Brüel, Buddeberg, Büchner, Büchte
mann, Büxten, Graf von Chamaré, Cronemeyer, Euſtodis,n Czarlinski, Frhr. von Dalwigk-Lichtenfels, Dieden, Dietz
(Hamburg), Dirichlet, Vr. Dohrn, Graf zu Droſte-Viſchering,
Dr. Franz, Frohme, Frhr. v. Fürth, Graf v. Galen, Geiſer,

Gielen, Dr. Gieſchen, Goldenberg, Grad, v. Grand-ty, Ur. Greve,
Grillenberger, Vr. Günther (Berlin), Dr. Gutfleiſch, Haanen,
Hähnle, Dr. Hänel, Haerle, Haſenclever, Frhr. v. Heereman,
Hermes (Parchim), dir. Hermes t ör. Hirſch, Hirſch-

berger, Hoffmann, Graf von Hompeſch, Horn, Frhr. Horneck
v. Weinheim, Huchting, Janſon, Dr. v. Jazdzewski, Johannſen,
Kablé, Kaempffer, v. Kalkſtein-Klonowken, v. Kalkſtein-Pluskowens,

Dr. Kapp, Kayſer (Freiberg), v. Kehler, Klotz, Kochhann (Ahr-
weiler), Köhl, Dr. v. Komierowski, Kopfer, Kräcker, v. Kurnatowski,
Graf v. Kwilecki, Lang (Kehlheim), Lang (Schlettſtadt), Dr. Langer-

ans, Frhr. v. Langwerth-Simmern, Lender, Lenzmann, Lerche,
Liebknecht, Dr. Lingens, Frhr. v. Löw, Loewe, Lüders (Görlitz),
Lüders (Heſſen), Magdzinski, Dr. Majunke Mayer (Württem-

berg), Meibauer, Menken, Dr. Möller, Mohr, Dr. Moufang,
Müller (Pleß), Münch, Munckel, Dr. Papellier, Frhr. v. Papius,
Pariſius, Payer, Dr. Perger, Dr. Phillips, Dr. Porſch, Graf

v. Praſchm Rademacher, Vr. Rée, Reichert, Retter, Richter
(Hagen), Ztickert, Rittinghauſen, Rohland, Rudolphi, Ruppert,
vo Schäfler, v. Schalſcha, v. Schele, Schenk, Schlüter, Schmidt

Elberfeld), Dr. Frhr. von Schorlemer-Alſt, Schott, Schrader,
Schröder (Wittenberg), Dr. Schwarzenberg, Seneſtrey, Pr. Simonis,
Dr. v. Starczyski, Sonnemann, Frhr. Schenk v. Stauffenberg,

Dr Stengel, Stötzel, Stolle, Timmermann, Träger, Triller, Utz,
Dr. Virchow, v. Vollmar, Frhr. v. Wangenheim, Dr. Wendt,

Dr. Weſtermayer, Pr. Windthorſt, Winterer, Witt, Witzlsperger.Es haben von den Deutſchfreiſinnigen alſo folgende (frühere

ſezeſſioniſtiſche) 26 Abgeordnete für die Vorlage geſtimmt:
Beiſert, Vr. Eberty, Fährmann, Dr. v. Forckenbeck, Frieß, Gold
ſchmidt, Grieninger (Hoſpitant), Hammer, Dr. Horwitz, Jegel,
Kochhann (Landsberg), Lipke, Maager, Dr. Meyer (Halle),Dr. Mommſen, Panſe, Pflüger, von Schirmeiſter, Schlutow,
Schröter (Oberbarnim), Struve, r. Thilenius, Wander, Weſtphal,
Dr. Witte und Wölfel.

Vom Centrum haben 39 Mitglieder für, 53 gegen die
Vorlage geſtimmt. Von den Elſaß-Lothringern ſtimmten die

Abgg. Jaunez, Frhr. Zorn v. Bulach und v. Wendel für die
Vorlage. Der Abſtimmung enthielt ſich Abg. Laſſen.

Geſchloſſen für die Vorlage ſtimmten die Deutſchkonſer
vativen und die Reichspartei, ſowie die Nationalliberalen

Jm Einverſtändniß mit den Referenten der Kommiſſion er
klärte darauf der Präſident die von der Kommiſſion bean-
tragte Reſolution, betr. die Vorlegung eines Geſetzentwurfs gegen
die Gefahren bei Anwendung von Sprengſtoffen durch die Ein-
bringung des jetzt vorliegenden Entwurfs über dieſen Gegen-
ſtand für erledigt, und ſchlug ſodann vor, die Berathung der
übrigen zum Sozialiſtengeſetz beantragten Reſolutionen mit der
dritten Berathung des Geſetzes zu verbinden. Da ſich das Haus
mit dieſem Vorſchlage einverſtanden erklärte, wurde um 4 Uhr
die Sitzung geſchloſſen.Näch ſte Sitzung Montag 12 Uhr. (Dritte Leſung des Ge-

ſetzentwurfs, betr. die Verlängerung der Gültigkeitsdauer des
Sozialiſtengeſetzes in Verbindung mit den dazu geſtellten Re
ſolutionen, ſowie dritte Leſung des Geſetzes, betr. den Feingehalt
von Gold und Silberwaaren).

Preußiſcher Landtag.
84. Plenar- Sitzung am 10. Mai.

Abgeordnetenhaus.
Der Präſident v. Köller eröffnet die Sitzung um 10, Uhr

mit geſchäftlichen Mittheilungen.
Auf der Tagesordnung ſteht die dritte Berathung des Ge

ſetzentwurfs, betreffend Ergänzung und Abänderung einiger
Beſtimmungen über Erhöhung der auf das Einkommen
gelegten direkten Kommunalabgaben. Eine General-
debatte wird nicht beliebt.

Jn der Spezialdiskuſſion erhält bei S 1 das Wort der
Abg. Zelle: Jch möchte noch einmal den von mir und

meinen Freunden bei der zweiten Leſung vertretenen Antrag be
fürworten, im Abſatz 1 des Paragraphen den Paſſus zu ſtreichen,
welcher auch die Konſumvereine jeder Art, inſofern dieſelben Ge
winne für ihre Mitglieder verrechnen der Beſteuerung unter-
werfen will, und ich beziehe mich in dieſer Hinſicht auf unſere
früheren Ausführungen.

Regierungskommiſſar, Unterſtaatsſekretair Herrfurth: Was
die Stellung der königlichen Staatsregierung zu der Beſteuerung
der Konſumvereine betrifft, ſo möchte ich auf meine Ausführ-
ungen bei der zweiten Leſung verweiſen ich muß jedoch dringend
bitten den Schluß des Abſatzes 2 dieſes Paragraphen abzu-
lehnen, wonach der Staatsfiskus von allen nicht einem öffent-
lichen Dienſte oder Gebrauche gewidmeten, dem Staate gehörigenAnlagen, Grundſtücken und Gebaäuden, inſofern dieſelben nicht

als zu den Betriebsverwaltungen des Staates gehörig bereits
ur Steuer herangezogen ſind, der Kommunalbeſteuerung unter-
iegen ſoll, denn es enthält dieſer Paſſus Beſtimmungen, welche

das Zuſtandekommen des vorliegenden Geſetzes ernſtlich de

c

würden. Durch finanzſtatiſtiſche Erwägungen bin ich in den
Stand geſetzt, die Tragweite der Vorlage in Bezug auf die Ge
ſtaltung des Etats in das richtige Licht zu ſetzen. Die Klagen
über die Laſten der direkten Steuern beruhen ja nicht ſowohl
auf der Höhe der direkten Staatsſteuern, als vielmehr auf der
der direkten Kommunal und Korporationsſteuern. Auf Grund
des einſchlägigen Zahlenmaterials, welches dem hohen Hauſe wohl
im Laufe der nächſten Woche zur Verfügung geſtellt werden
wird, kann ich erklären daß ſeit dem Jahre 1876 die direkten
Kommunalſteuern in weſentlich höherem Maße gewachſen ſind
als die direkten Staatsſteuern. Auf dem Wege zur Erreichung
einer gleichmäßigen Regelung der direkten Steuern und zu einer
Vereinbarung der Kommunallaſten bildet die gegenwärtige Vor
lage einen erheblichen Schritt und die finanzielle Bedeutung der
ſelben darf nicht unterſchätzt werden. Denn der finanzielle Ertrag
dieſes Nothgeſetzes wird ſich jedenfalls auf mehr als 2 Millionen
Mark belaufen. Jch möchte daher bitten, das Geſetz nicht in
einer Faſſung anzunehmen die das Zuſtandekommen in Frage
ſtellen würde und ſich durch Zuſtandebringen dieſer Vorlage die
Kommunen r gerechtem Danke zu verpflichten.

Abg. Metzner: Jm Gegenſatz zum Abg. Zelle muß ich
mich aus denſelben Gründen für die Heranziehung der Kouſum-

vereine ausſprechen, wie ich ſie bereits in der zweiten Leſung
ausgeführt habe.

Abg. Schmidt (Sagan): Der größere Theil meiner politi-
chen Freunde hält daran feſt, daß die Konſumvereine, ſowohl
iejenigen, die eingetragene Genoſſenſchaften ſind, als auch die,

die es nicht ſind, beſteuert werden ſollen; es iſt kein Grund vor
handen, einen ünteſched wiſchen ihnen zu machen. Ich be
antrage daher, in Abſatz 1 ſtatt der Worte Konſumvereine bisvornehmen“ zu ſetzen: „Eingetragene Genoſſenſchaften und Kon
umvereine, welche die Rechte der eingetragenen Genoſſenſchaften

nicht beſitzen, inſoweit ihr Geſchäftsbetrieb über den Kreis ihrer
Mitglieder hinausgeht.“

bg. v. Quaſt beantragt, den in Abſ. 2 von der Kommiſ-
ſion gemachten Zuſatz, welcher lautet: „ſowie von allen übrigen
nicht einem öffentlichen Dienſte oder Gebrauche gewidmeten, dem
Staate gehörigen Anlagen, Grundſtücken und Gebäuden, inſofern
dieſelben nicht als zu den Betriebsverwaltungen des Staates ge-
hörig bereits zur Steuer herangezogen ſind“ zu ſtreichen und
bezieht ſich zur Begründung weſentlich auf die Ausführungen des
Herrn Regierungsvertreters.

Abg. br. Hammacher: Jch bitte den Kommiſſionszuſatz
aufrecht zu erhalten; faſt überall werden durch die dem Staate
gehörigen Anlagen, durch welche die Bevölkerung ſich an den
betreffenden Orten vermehrt, den Kommunen große Laſten auf
gelegt, und es iſt kein Grund, den Staat bei ſolchen, dem allge
meinen öffentlichen Dienſt nicht gewidmeten Anſtalten anders zu
behandeln, als einen Privatmann.

Regierungskommiſſar Geheimer Finanzrath von Bonin:
Namens der Regierung bitte ich wiederholt, den Zuſatz der Kommiſſion zu ſtreichen. Ich habe bereits in der zweiten Leſung

ausgeführt, daß die Annahme deſſelben das Zuſtandekommen des
Geſetzes weſentlich gefährden könne. Die Ausführungen des
Herrn Abg. Hammacher ſind nicht geeignet, die Nothwendigkeit
der Annahme zu erklären. Er hat ausſchließlich exemplifizirt
auf die Verhältniſſe in der Gemeinde Meiderich und auf die
dortigen Eiſenbahn und Hafenanlagen. Die dortigen dem Staate
gehörigen Anlagen fallen, ſoweit ſie Eiſenbahnanlagen ſind, unter
die Beſtimmungen dieſes Geſetzes, und die Hafenanlagen dienen
doch zum allgemeinen öffentlichen Gebrauch und ſie können da
her nicht mit einem Privatunternehmen verglichen werden. Jm
Uebrigen habe ich bereits früher ausgeführt, daß der betreffende
Zuſatz im Allgemeinen für die Gemeinden von ganz geringem

erth iſt; es ſind eben nur ſehr geringfügige Anlagen, welchenicht zum öffentlichen Dienſt beſtimmt ſind die Regierung legt

ſerner auf die Werth, weil bei dieſen Anlagen die
Veranſchlagung zu äußerſt ſchwierigen und langwierigen Erörte
rungen führen würde. Solche Schwierigkeiten und Weitläufig-
keiten wünſcht die Regierung im Intereſſe der betheiligten Be
hörden vermieden zu ſehen, ich ditte nochmals im Jntereſſe des

n des Geſetzes um Streichung des betreffenden
uſatzes.

Abg. Pariſius ſpricht ſich noch einmal für den Antrag
Zelle aus; die Konſumvereine, die man hier im Auge habe, be
zwecken das Wohl der Arbeiter derch Erſparniſſe, indem ſie zum
Einkaufspreiſe verkauften; d agebliche Gewinn ſei nur die
Form der Erſparniß.

Bei der Abſtimmung wird unter Streichung des qu. letzten
Satzes im Abſatz 2 der Paragraph im Uebrigen nach den Be
ſchien der zweiten Leſung angenommen.

Kine eingehendere Debatte knüpft ſich erſt wieder an 8 7, zu
welchem verſchiedene Abänderungsanträge vorliegen. Der
Paragraph beſchäftigt ſich mit der Vertheilung des der Ein
kommensbeſteuerung nach 8 1 unterliegenden Einkommens aus
dem Beſitze oder Betriebe einer ſich über mehrere Ge
meinden erſtreckenden Gewerbe-, Bergbau- oder Eifenbahn-
unternehmung.

Abg. v. Schenckendorff beantragt, in dem in zweiter
Leſung beſchloſſenen und vieldiskutirten Pafſus: „Erſtreckt ſich
eine Betriebsſtätte, Station 2c., innerhalb deren Ausgaben an
Gehältern und Löhnen erwachſen, über den Bezirk mehrerer Ge
meinden, ſo entſcheiden über die Vertheilung die im 8 8 Abſ. 5ff.
genannten Behörden nach billigem Ermeſſen“ ſtatt der Worte
„nach billigem Ermeſſen“ zu ſetzen: nach Lage der örtlichen Ver
hältniſſe. Bei der Antheilsberechnung iſt ſowohl das Flächen
verhältniß als die den betheiligten Gemeinden durch das Vor-
handenſein der Betriebsſtätte, Station 2c. erwachſende Kommunal
laſt zu berückſichtigen.“
Abg. Lauenſtein beantragt die Uebergangsperioden von

fünf auf drei, reſp. von zehn auf ſechs Jahre herabzuſetzen.
Nachdem der Abg. v. Schenckendorff ſeinen Antrag in

welchem er die Ausfüllung einer bedauerlichen Lücke erblickt, zur
Annahme empfohlen und nachdem Abg. Schmidt (Sagan) die
Frage der Beſteuerung des außerdeutſchen Einkommens der Ver-cheremgégeſeilſchaſen angeregt befürwortet Abg. Ludowieg
z Antrag Lauenſtein, den er aus Billigkeitsgründen anzunehmen

vittet.

Abg. Bachem tritt dem Antrage Lauenſtein entgegen,
de Tendenz ihm gerade bei einem Hannoveraner auffallend
erſcheint.

Abg. Lehmann ſpricht ſich demgegenüber für den Antrag
Lauenſtein aus.

Abg. v. Quaſt empfiehlt re die Annahme des An-
trags Lauenſtein, der ganz den Wünſchen der konſervativen Partei
entſpreche, und erklärt auch den Antrag Schenckendorff für an-
nehmbar.

r Unterſtagtsſekretair Herrfurth: Jcherkenne an, daß der Antrag von Schenckendorff einige Bedenken
zu beſeitigen geeignet iſt, welche ich gegen dieſen Theil des 87
bei der zweiten Leſung hervorgehoben habe; dennoch bitte ich,
dieſen Antrag abzulehnen und die Regierungsvorlage anzunehmen,
welche mir in jedem Falle das Zweckmäßigſte zu bieten ſcheint.
Was die Frage anlangt, wie lange die Uebergangsperiode
dauern ſoll habe ich bereits in der zweiten Leſung
Namens der königlichen Staatsregierung erklärt, daß die-
ſelbe überhaupt jedem Antrage die Uebergangsveriode
zu ſtatuiren, ſympathiſch gegenüberſteht und es für ganz
zweckmäßig hält, die Friſt nicht zu kurz zu bemeſſen. JmUebrigen glaubt die Regierung die Frage, ob drei oder ſechs
fünf oder zehn Jahre feſtzuſetzen ſeien, der Entſcheidung des hohen
Hauſes anheim geben zu können.

Die Debatte wird noch längere Zeit fortgeſetzt und ſchließlich
der S 7 mit dem Antrage Schenckendorff angenommen. Der
r Lauenſtein dagegen wird mit geringer Majorität ab-
gelehnt.

Darauf vertagte ſich das Haus um 12 Uhr auf Montag
Vormittags 10 Uhr. (Fortſetzung der heurigen Berathung; Geſetz
entwurf, betr. den Verkehr auf den Haupt und Nebenlandſtraßen
der Provinz Schleswig Holſtein; Geſeßentwurf, betr. die Unter
bringung verwahrleſter Kinder.)

Ueber die Concurrenz Deutſchlands mit Frankreich
auf dem Gebiete der Jnduſtrie hat ein in Frankreich
geſchätzter Volkswirth, Thierry-Miey einen längeren
Aufſatz veröffentlicht, der wegen ſeiner nahen Beziehung
zu einem vielbeſprochenen franzöſiſchen einiges
Aufſehen erregt hat. Unter Weglaſſung der Abſchnitte, in
denen die franzöſiſchen Jnduſtriellen darüber belehrt werden,
daß das zu einem gefährlichen Mitbewerber auf dem Welt
markt gewordene deutſche Gewerbe nicht von geſtern ſtammt,
daß Augsburg und die Hanſeſtädte bereits im Mittelalter
als Handelsemporien berühmt geweſen ſind, daß die Neu-
blüthe des deutſchen Wirthſchaftslebens von der Begrün-
dung des Zollvereins herrühre u. ſ. w. laſſen wir einige
der bemerkenswertheſten Mittheilungen des franzöſiſchen
Oekonomiſten im Auszuge folgen.

Lange vor dem letzten Kriege wurde ein wichtiger Theil des
franzöſiſchen Handels durch in Paris etablirte deutſche Commiſſäre
beſorgt, welche den Verkehr zwiſchen den franzöſiſchen Fabrikanten
und den hamburgiſchen Ausfuhrfirmen beſorgten; ebenſo waren
die meiſten und die thätigſten Exporthäuſer Bordeaux, Havres,
Marſeilles u. ſ. w. in den Händen von Schweizern und von
Deutſchen ſehr häufig ſolchen, die ſich hatten naturaliſiren
laſſen. Dank dem hohen Stande des deutſchen Schul und
Bildungsweſens konnten alljährlich zahlreiche gut vorbereitete
junge Deutſche nach Frankreich kommen, wo ſie wegen ihrer

GebauerSchw etſchke' ſche Buchdruckerei in Halle.

ſolideren Kenntniſſe, beſſerer Bildung und wegen ihres größeren
Ernſtes vielfach vor den Einbe miſchen bevorzugt und in gute
Stellungen gebracht wurden. Jſt es in Frankreich döch ſeit lange
üblich, vornehmlich verdorbene Gymnaſiaſten (wörtlich: trockne
Trüchte der klaſſiſchen Bildung) in die Comptoire zu ſtecken

ieſe jungen Deutſchen, die als Kaſfirer, Buchhalter oft auch
als Fabrikbeamte und bloße Handwerker vorwärts kamen, wären
ohne den Krieg wahrſcheinlich in er geblieben, um daſelbſt
eigene Geſchäfte zu begründen. Unter dem Eindruck, in Frank
reich unbeliebt zu ſein, ſind ſie im Jahre 1870 auf Nimmer-
wiederkehr in ihre Heimath gegangen, um ſich in dieſer ſelbſtändig
niederzulaſſen und lieber dem Vaterlande, als der Fremde zu
dienen. Auf den Aufſchwung von Handel und Jnduſtrie
Deutſchlands hat das den größten Einfluß geübt.

Jn Frankreich bildet man ſich noch gegenwärtig ein, die
Deutſchen verkauften ihre Erzeugniſſe unter franzöſiſcher Firma
in das Ausland. Jn Wahrheit zieht man in manchen Ländern,
z. B. in Jtalien, Spanien und Amerika die deutſche Waare bereits
vielfach der franzöſiſchen vor. Wir (die Franzoſen) bildeten unsein, allenthalben beliebt zu ſein, weil wir vielſoch gefürchtet waren;

ſeit unſeren Unglücksfällen hat auch das aufgehört c. Seitdem
beginnen die Deutſchen uns zu überflügeln. Während der fran
zöſiſche Geſchäftsmann ſeine Kunden und Abnehmer in Paris
erwartet, um ihm ſeinen Geſchwack und ſeine Muſter aufzu
drängen, reiſt der Deutſche allenthalben umher, um ſich die Kunden
zu ſuchen. Er ſpricht ihre Sprachen und ſtudirt ihren Geſchmack,
er weiß ſich demſelben anzupaſſen, ja den gehegten Wünſchen
zuvorzukommen Die Hauptſache iſt, daß der Deutſche nichts
dem Zufall überläßt und daß er die Dinge, denen er ſich widmen
will, zuvor eifrig ſtudirt. Bevor er ein Land bereiſt, ſucht er
ſich deſſen Sprache anzueignen, ſeine Sitten und ſeine Geſchichte
kennen zu lernen. Außerdem giebt es in Deutſchland und in der
Schweiz ſehr zahlreiche Fachſchulen, in denen alle möglichen
Dinge gründlich gelernt werden können, rückſichtlich deren derrghrofe ſich auf ſeinen Geſchmack und ſeine angeborene Ge
ſehichlichteit verlaſſen muß. Zu dieſer theoretiſchen Ausbildung

kommen bei ſehr vielen Deutſchen Zähigkeit, Energie und eine
pro angeborene Reiſeluſt und vielfache Praxis begünſtigte Reiſe

Routine
Nach einer längeren Ausführung darüber, daß Deutſch

land keine Kolonien habe, ſolche aber auch kaum brauche,
weil die Deutſchen „ganz Europa“ koloniſirten und das-
ſelbe dereinſt vollſtändig in Anſpruch nehmen zu wollen
ſchienen, heißt es dann weiter:

Seit Herſtellung des Gotthard Tunnels wimmelt Italienvon Deutſchen und iſt die Ziffer S r deutſcher Häuſer
kaum mehr zu zählen. Sie machen kein Hehl daraus, daß ſie
den Franzoſen das Feld abgewinnen wollen und obgleich fran
zöſiſche Waaren zur Zeit noch bevorzugt werden, ſind deutſche
Artikel doch ſchon vielfach angeführt worden. Mit den gemachten
Verſuchen ſind die italieniſchen Käufer im Ganzen zufrieden, die
niedrigen deutſchen Preiſe locken an und von Jahr zu Jahr ge
winnt das deutſche Geſchäft an Umfang. Je, größer der Umſaß
wird, deſto mehr vermindern ſich die allgemeinen Betriebskoſten,
deſto billiger können die Waaren geſtellt werden c.

Der Artikel Thiery-Miey's ſchließt mit einem Mahn-
ruf an die franzöſiſchen Gewerbsleute, ihre Anſtrengungen
zu verdoppeln und vor Allem der Sache der Verbreitung
techniſcher Bildung größere Opfer zu bringen. Auf die
Lehren, welche ſich aus dieſen Ausführungen für uns ziehen
laſſen, werden wir zurückzukommen Gelegenheit haben.

Poftaliſches.
Wie wir kürzlich mit verſchiedenen anderen Blättern be

cichtet haben, hätte ein Einwohner von Prüm im Reg.-Bez.Trier den Betrag einer Schneiderrechnung von 300 nitteiſt
Poſtanweiſung an ſeinen Gläubiger abgeſandt, ſei aber ſpäter
von dem Schneider wegen Bezahlung der 300 verklagt worden. Obgleich der Verklagte den doſteinlieferungsſchete über
300 vorgezeigt habe, ſei er deſſen ungeachtet vom Gerichte ver
urtheilt worden, weil die Poſtanweiſung nicht an den Schneiderfeloſt, ſondern wahrſcheinlich an einen ungerathenen Neffen

deſſelben beſtellt worden ſei, welcher das Geld unterſchlagen habe.
Nach den angeſtellten Ermittelungen hat ein derartiger Prozeß
bei dem Gericht in Prüm niemals geſchwebt; auch bei der
oberſten Poſtbehörde iſt über den erwähnten Fall nichts bekannt
geworden. Die Einrichtung, daß Einſchreibebriefe und Werth-
ſendungen bis 300 in Abwe enheit des Adreſſaten auch an ein
erwachſenes Familienglied deſſelben beſtellt werden können, iſt
vor etwa ſechs Jahren lediglich im Jntereſſe des Publikums ge
troffen worden, damit daſſelbe ſchneller in den Beſitz der be
treffenden Sendungen gelangt und ihm unnöthige Wege, Koſten
und Weitläufigkeiten erſpart werden, namentlich auch bei Krank-
heitsfällen, bei Abweſenheit vom Hauſe, auf Reiſen 2c. Dies
Verfahren hat ſich ſehr gut bewährt; Klagen irgend welcher Art
ſind über daſſelbe nicht laut geworden. Allerdings kann es vom
Standpunkt der Sicherheit aus angefochten werden. Allein
wenn in einzelnen Fällen die Beſorgniß vorliegen könnte, daß
die Sendungen im Hauſe des Adreſſaten in untreue Hände ge
rathen möchten, ſo braucht nur Vorkehrung dahin getroffen wer
den, daß das Wort „Eigenhändig“ auf den Brief oder die
Poſtanweiſung geſetzt wird, in dieſem Falle darf die Beſtellung
nur an den Adreſſaten ſelbſt, nicht etwa an ein Familien-
glied deſſelben, erfolgen.

Literariſches.
Preußiſche Jahrbücher. r von H.von Treitſchke und H. Delbrück. Dreinndfunfzigſter Band.

Fünftes Heft. Mai 1884. Jnhalt: Das Cardinalscollegium.
(Carl Wenck.) Emerſon und Carlyle im Briefwechſel. Robert
Lut.) Die Königliche Bibliothek in Verlin. (Heinrich v. Treitſchke.)
Ein Denkmal für Arthur Schopenhauer. (Conſtantin Rößler.
Politiſche Correſpondenz: Die rothe Jnternationale. (Julian
Schmidt. Aus Hamburg. (G. T.) Aus Süddeutſchland.

Verantwortliches Reichsminiſterium und preußiſcher Staats
rath. (Klöppel.) Notizen: Schraut, Syſtem der Handelsverträge
und die Meiſtbegünſtigung. Preisausſchreiben.

Das ſoeben erſchienene Maiheft der Monatsſchrift
„Nord und Süd bringt Paul Lind aus Erzählung „Mayo
zum Abſchluß. Die Vorzüge, welche dem erſten kleineren Theile
nachgerühmt werden durften, ſind auch dieſer Fortſetzung, in
vielleicht noch erhöhtem Maße zu eigen. Die reizvollen
Schilderungen des Lebens in dem fernen Weſten der Vereinigten
Staaten bilden einen beſonders charakteriſtiſchen Vorzug der
ſpannenden Geſchichte. Anknüpfend an die 25. Wiederkehr
des Tages, an welchem im Jahr 1859 Profeſſor Theodor
von als Nachfolger Schönleins die Leitung dererſten Berliner Univerſitäts-Klinik übernahm, ſchildert Dr. Paul
Boerner in feſſelnder Weiſe die Verdienſte des hervorragen-
den Gelehrten um die Entwicklung der mediziniſchen Wiſſenſchaft
in unſeren Tagen; eine mehr erſchöpfende Darſtellung dieſes
reichen Lebensganges iſt wohl bis zur Stunde nicht geſchriet enworden. e Karl Biedermann in Leipzig, als Ge
ſchichtsſchreiber unſerer Kultur und der dentſchen Entwicklung in
den Jahren von 1840 bis auf die Gegenwart gleich bedeutend
und intereſſant, erzählt aus der Geſchichte ſeines bewegten poli
tiſchen Lebens ein beſonders markantes Stück, das auf die für
eine andere Stelle verheißene Fortſetzung begierig macht. Von
„Beowulf“, dem älteſten germaniſchen Epos, berichtet der
ausgezeichnete Germaniſt Profeſſor Wilhelm Hertz in künchen
in der ihm eigenen klaren, lichtvollen We welche keine der
zahlreichen Beziehungen des verzweigten Werkes außer Achtatt er Eſſay iſt ein ebenbürtiges Seitenſtück zu der Er
läuterung des „Parcival und Titurel', welche Hertz vor etlicher
S an derſelben Stelle geliefert hat. Vr. Paul Radeſtock in
Breslau, dem die Literatur ein vortreffliches Werk über das
Traumleben verdankt, beginnt in dieſem Hefte eine umfaſſende,
an intereſſanten Einzelheiten reiche Unterſnwg über „Genie
und Wahnſinn“. Vibliographiſche, zum Theil illuſtrirte Mit
theilungen deſchließen das von dem Verleger Herrn S. S hott-

laender ſorgfältigſt ausgeſtattete Heft, dem ein von W. Kraus-
kopf in München meiſterlich in Kupfer radirtes Portrait von

Karl Biedermann zu beſonderer künſtleriſcher Zierde gereicht.
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